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Vorwort

„Die Form ist die geschworene Feindin
der Willkür, die Zwillingsschwester der Freiheit.“

Rudolf von Jhering

Die Juristische Fakultät der Ruhr-Universität Bochum hat die vorliegende Ar-
beit im Wintersemester 2015/2016 als Dissertation angenommen. Der Arbeit 
liegt der Stand der Literatur und Rechtsprechung im Dezember 2015 zugrunde. 
Eine Durchsicht der Rechtsprechung mit Stand Mai 2017 hat keine wesentliche 
Änderung zu dem der Arbeit zugrundeliegenden Stand der Rechtsprechung er-
geben.

Die Arbeit entstand während meiner Tätigkeit als Wissenschaftlicher Mitar-
beiter am Lehrstuhl für Strafrecht und Strafprozessrecht von Herrn Professor 
Dr. Klaus Bernsmann und wäre ohne die Tätigkeit am Lehrstuhl in dieser Form 
nicht entstanden. Mein Dank gilt daher dem gesamten Lehrstuhlteam und 
selbstverständlich insbesondere Herrn Professor Dr. Klaus Bernsmann, dessen 
große Begeisterung nicht nur für die strafrechtliche Wissenschaft, sondern ins-
besondere für die Strafverteidigung und dessen vehementes Eintreten für die 
Rechte des Angeklagten während meiner gesamten Zeit an der Juristischen Fa-
kultät der Ruhr-Universität – als Student, Wissenschaftlicher Mitarbeiter und 
Promovend – inspirierend und ansteckend waren. 

Ein besonderer Dank gebührt sowohl Herrn Professor Dr. Klaus Bernsmann 
als auch Herrn Professor Dr. Gereon Wolters für die außerordentlich zügige 
Erstellung des Erst- und des Zweitgutachtens. Darüber hinaus danke ich Herrn 
Professor Dr. Dres. h.c. Rolf Stürner für die freundliche Aufnahme in die 
Schriftenreihe.

Neben dem allgemeinen Dank für die gute Zusammenarbeit an das Team des 
Lehrstuhls gilt mein Dank im Besonderen Ute Knaudt, Bünyamin Kalkan, Jörn 
Müller und Martin Uhlenbruch für die Unterstützung und gemeinsam verbrach-
te Zeit. Nicht zuletzt gebührt ein großer Dank natürlich auch allen, die tatkräftig 
bei der Korrektur der viel zu vielen Seiten mitgeholfen haben.
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Einleitung

Hat der/die Beschuldigte ein Recht auf die Verlegung des Termins der Haupt-
verhandlung, wenn der/die Verteidiger/in terminlich oder krankheitsbedingt 
verhindert ist?1

„Der Beschuldigte kann sich in jeder Lage des Verfahrens des Beistandes eines Verteidigers 
bedienen.“

§  137 Abs.  1 S.  1 StPO normiert eines der grundlegenden Rechte des Beschul-
digten. Sein Wortlaut ist deutlich und mag die aufgeworfene Frage überraschend 
erscheinen lassen. So eindeutig das Recht auf Anwesenheit des Verteidigers in 
der Hauptverhandlung gegeben ist, desto unklarer ist jedoch der Anspruch ge-
genüber dem Gericht, diese Anwesenheit auch tatsächlich zu ermöglichen.
In §  228 Abs.  2 StPO findet sich folgende Regelung:

„Eine Verhinderung des Verteidigers gibt, unbeschadet der Vorschrift des §  145, dem Ange-
klagten kein Recht, die Aussetzung der Verhandlung zu verlangen.“ 

§  228 Abs.  2 StPO wird als gesetzgeberische Entscheidung über das Recht auf 
die terminliche Anwesenheitsmöglichkeit gesehen. Deshalb wird dessen Quint-
essenz auf §  213 StPO – der die Terminierung der Hauptverhandlung regelt – 
übertragen.2 Entsprechend geht die allgemeine Ansicht davon aus, dass die Ver-
hinderung des Verteidigers unabhängig davon, ob sie im Vorfeld der Hauptver-
handlung oder während der Hauptverhandlung bekannt wird, kein zwingender 

1  Im Folgenden wird mit Rücksicht auf die Kürze und Einfachheit der Formulierungen 
das sog. generische Maskulinum verwendet.

2  Bspw. BayObLG NJW 1995, 3134; OLG Frankfurt/M NStZ-RR 1996, 304 (305); OLG 
Düsseldorf VRS 90 (1996), 127 (128); so auch AnwK-StPO/Kirchhof §  213 Rn.  3; undeutlich: 
AK-StPO/Schlothauer Vor §  213 Rn.  152; AnwK-StPO/Krekeler/Werner §  137 Rn.  1; vgl. 
auch OLG Köln NJW 1968, 954; OLG Hamm SVR 2008, 387 (Rn.  16), insoweit nicht abge-
dr.; SSW/Grube §  213 Rn.  28 aE.



2 Einleitung

Grund für eine andere Terminwahl ist.3 §  213 StPO spricht nach allgemeiner 
Ansicht dem Vorsitzenden eine ‚Terminshoheit‘ zu.4

Plastisch ausgedrückt: Beauftragt der Beschuldigte nach Erhalt der Anklage 
einen Verteidiger – den er möglicherweise bereits aus anderen Verfahren kennt 
oder der ihm empfohlen wurde – und meldet sich dieser Verteidiger zeitnah 
beim Gericht, kann der Vorsitzende nach herrschender Meinung unabhängig 
von der terminlichen Verfügbarkeit des Verteidigers terminieren. Teilt der Ver-
teidiger nach erfolgter Terminierung mit, dass er an diesem Tag verhindert ist 
und bittet um eine Verlegung, besteht nach allgemeiner Ansicht zwar ein An-
spruch auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung, aber kein Anspruch auf 
eine Verlegung. 

Ein Verteidiger kann allerdings in der Hauptverhandlung nur verteidigen, 
wenn er anwesend ist.5 Und teilnehmen kann er nur, wenn keine anderweitigen 
terminlichen Verpflichtungen entgegenstehen.6 Die Frage der Terminierung 
und der Terminverschiebung ist also nur oberflächlich eine organisatorische 
Frage. Sie betrifft das Recht auf Verteidigung und Beistand durch einen Vertei-
diger des Vertrauens in seinem Kern. Die Anwesenheit des Verteidigers in der 
Hauptverhandlung ist ein wesentlicher Bestandteil des Rechts auf Verteidigung 
und Voraussetzung für die effektive Ausübung weiterer Verteidigungsrechte 
(ausf. 2.  Kap.). Daher kann die schlichte Feststellung, dass die Terminierungsre-
geln das Recht auf Verteidigung einschränken,7 nicht ausreichen. Es ist zu fra-
gen, ob diese Einschränkung der Verteidigung legitimierbar ist.
Wie bereits angedeutet, kann ein Konflikt um die Teilnahmemöglichkeit des 

Verteidigers in verschiedenen Situationen entstehen: Zum einen kann der Ver-
teidiger von Beginn an am Termin verhindert sein. Dies kann sowohl den Ver-
teidiger betreffen, der schon vor der Terminierung mandatiert war, als auch ei-
nen erst nach erfolgter Terminierung beauftragten Verteidiger. Des Weiteren 

3  U. a. BVerfG NJW 1984, 862; BGH NJW 1973, 1985 (1986); NStZ-RR 2006, 272; OLG 
Hamm StRR 2015, 122 (LS); OLG Saarbrücken NJW-Spezial  2015, 473; AK-StPO/Keller 
§  213 Rn.  5; AnwK-StPO/Kirchhof §  213 Rn.  3; Graf/Ritscher §  213 Rn.  4, 6; KMR/Hiebl 
§  137 Rn.  35; KMR/Eschelbach §  213 Rn.  9; Pfeiffer §  213 Rn.  3; SSW/Grube §  213 Rn.  21, 
27; vgl. auch AnwK-StPO/Krekeler/Werner §  137 Rn.  1.

4  U. a. OLG Düsseldorf VRS 90 (1996), 127 (128); OLG Hamm StV 1990, 56; OLG Frank-
furt/M NStZ-RR 1997, 177 (178); StV 1997, 402 (403); OLG Dresden NJW 2004, 3196 (3197); 
OLG Stuttgart Justiz 2006, 8; OLG Hamm NJW 2006, 2788 (2791); NStZ 2011, 235 (236); LG 
Hildesheim NJW 1989, 1174; LG Potsdam StraFo 2005, 342 (342); HK-StPO/Julius §  213 
Rn.  1; KMR/Eschelbach §  213 Rn.  8, 12, 17 f.; Löwe/Rosenberg/Jäger §  213 Rn.  16 „Dispo-
sitionsfreiheit“; SK-StPO/Deiters §  213 Rn.  2 ff.; SSW/Grube §  213 Rn.  1.

5  Ferner SVR 2006, 390 (390).
6  Ebenda.
7  So u. a. AnwK-StPO/Krekeler/Werner §  137 Rn.  1; Meyer-Goßner/Schmitt §  137 Rn.  2.
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kann eine Verhinderung – beispielsweise durch eine Erkrankung – im weiteren 
Verlauf des Verfahrens eintreten – sowohl vor Beginn der Hauptverhandlung als 
auch während der Hauptverhandlung. Eine terminliche Verhinderung des Ver-
teidigers kann auch am Tag der Hauptverhandlung eintreten, bspw. wenn die 
Verhandlung stark verspätet beginnt oder länger als erwartet dauert und der 
Verteidiger noch Folgetermine wahrzunehmen hat. Eine weitere Konfliktsitua-
tion kann entstehen, wenn sich erst während der Hauptverhandlung die Notwen-
digkeit eines (weiteren) Fortsetzungstermins ergibt. Es bestehen also vielfältige 
Konstellationen, die trotz ihrer Unterschiedlichkeit allesamt zu einer Frage füh-
ren: Müssen die Strafverfolgungsbehörden die Verhinderung des Verteidigers 
beachten, um eine effektive Umsetzung des Beistandsrechts gem. §  137 Abs.  1 
S.  1 StPO zu gewährleisten?
Der Konflikt zwischen dem Interesse des Angeklagten an der Anwesenheit 

seines Verteidigers und der sog. Terminshoheit des Vorsitzenden bringt zwar 
stetig neue gerichtliche Entscheidungen hervor (vgl. 1.  Kap., A.), wird jedoch in 
der Wissenschaft kaum aufgegriffen. Die Anzahl der Autoren, die sich kritisch 
mit der Rechtslage oder einzelnen Aspekten der Problematik auseinanderset-
zen, ist übersichtlich.8 Der Übersichtlichkeit der wissenschaftlichen Beiträge 
steht die Fülle der veröffentlichten Entscheidungen gegenüber, anhand derer die 
Relevanz des Konflikts deutlich wird.9 Auch in der praxisorientierten Strafver-
teidiger-Literatur wird auf die alltägliche Bedeutung von Terminierungsent-
scheidungen und die damit einhergehenden Probleme hingewiesen.10 
Die in dieser Arbeit angesprochenen Probleme kommen in vergleichbarer 

Weise auch in anderen Verfahrensstadien zum Tragen. So bestehen bereits im 
Ermittlungsverfahren ähnliche Konfliktlagen, da bei verschiedenen Terminen 
ein theoretisches Anwesenheitsrecht des Verteidigers normiert ist, aber keine 
oder nur eingeschränkte rechtliche Möglichkeiten dieses faktisch durchzuset-
zen (vgl. §§  115; 168c Abs.  5 S.  3; 168d Abs.  1 S.  2; 224 Abs.  1 S.  1; 225  StPO).11 
In einer Befragung von Anwälten gaben nur 13  % der Befragten an, dass es 
Fälle gäbe, in denen sie ihre Anwesenheit bei der richterlichen Vernehmung des 

8  Radtke/Hohmann/Britz §  213; Ferner SVR 2006, 390; Heubel NJW 1981, 2678; Leipold 
in FS-ARGE Strafrecht. S.  636 (639 f.); E.  Müller in FS-Widmaier, S.  357; Piel in FS-Widmai-
er, S.  429; Rahlf in FS-Widmaier, S.  447; Weider StV 1983, 270.

9  So auch Löwe/Rosenberg/Lüderssen/Jahn §  137 Rn.  27b.
10  AK-StPO/Keller §  213 Rn.  5; Dahs Rn.  460; Hillenbrand ZAP Fach 22, 2015, 831 (831); 

Malek Rn.  43; Krumm StV 2012, 177 (177); Rueber jurisPR-VerkR 19/2009 Anm.  6; Sommer 
S.  330 f.; vgl. auch Burhoff VRR 2013, 273; Burmann NZV 1996, 165 (165); Busch VRR 2014, 
436 (436 f.); Ferner SVR 2006, 390 (390); Küng-Hofer S.  20; Plähn StV 1991, 152.

11  Vgl. bspw. VerfG Bbg NJW 2003, 2009; VerfGH RP NJW 2006, 3341; Freistühler 
S.  146 ff.; Freyschmidt/Ignor NStZ 2004, 465 (467); Reformforderung: Ignor/Matt StV 2002, 
102 (106).
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Beschuldigten im Ermittlungsverfahren als nicht notwendig ansähen.12 Zu-
gleich stellten 33  % der Befragten fest, dass keine Rücksicht auf ihre Verhinde-
rung bei der Terminfindung genommen werde.13 Diese Termine im Ermitt-
lungsverfahren, wie auch im Vollstreckungsverfahren, werden in der vorliegen-
den Arbeit nicht explizit behandelt. Aus den hier gefundenen Ergebnissen sind 
jedoch Rückschlüsse auf die Rechtslage im Ermittlungs- oder Vollstreckungs-
verfahren möglich.
Ein weiterer nicht ausführlich behandelter Themenkomplex ist die Verteidi-

gung nach §§  140 ff. StPO. Im Falle der notwendigen Verteidigung ist es ausge-
schlossen, dass ohne einen Verteidiger verhandelt wird, bzw. es läge in diesem 
Falle ein absoluter Revisionsgrund vor (§  338 Nr.  5 StPO). Dennoch stellt sich 
auch in diesen Verfahren die Frage, ob bei der Terminierung auf den Verteidiger 
der Wahl Rücksicht genommen werden muss oder ob die Anwesenheit (irgend-)
eines Verteidigers ausreichend ist.14 Diese Arbeit beschäftigt sich gleichwohl im 
Schwerpunkt mit der sog. gewillkürten Verteidigung, da im Bereich der not-
wendigen Verteidigung zumindest die Anwesenheit eines Verteidigers garan-
tiert wird und die überwiegende Anzahl aller Verfahren vor dem Amtsgericht 
und somit zumeist ohne Beiordnung nach §§  140 ff. StPO stattfindet. Die Bei-
ordnung des Verteidigers des Vertrauens und der Widerruf der Beiordnung auf-
grund von Terminierungsunstimmigkeiten sowie die Konstruktion des sog. Si-
cherungsverteidigers werden somit nicht explizit behandelt. Dennoch werden in 
der Analyse der Rechtsprechung auch Verfahren mit notwendiger Verteidigung 
einbezogen, da insbesondere die höherrechtliche Rechtsprechung ausschließlich 
auf Verfahren mit notwendiger Verteidigung beruht und sich die Entschei-
dungsmaßstäbe gleichen.
Zur Verwirklichung des Rechts auf Verteidigung reicht nicht allein die An-

wesenheit des Verteidigers aus. Notwendig ist die aktive Mitwirkung, die eine 
ausreichende Vorbereitung voraussetzt.15 Daher muss zur effektiven Umset-
zung des Rechts auf Verteidigung nach §  137 Abs.  1 S.  1 StPO bei der Terminie-
rung auch die ausreichende Vorbereitungszeit beachtet werden. Doch auch diese 
Frage wird in der vorliegenden Arbeit weitestgehend ausgeklammert bleiben.

I.  Einführende Darstellung der Normen

Zur Einführung erfolgt zunächst ein kurzer Überblick über die entscheidenden 
Normen und ihren Zusammenhang: 

12  Vogtherr S.  141.
13  Vogtherr S.  142, vgl. dazu auch S.  292 ff., 312.
14  Vgl. bspw. BGH NStZ 2004, 637.
15  MüKo-StPO/Thomas/Kämpfer §  140 Rn.  8 mwN.
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§  137 Abs.  1 S.  1 StPO gewährt dem Beschuldigten einen Anspruch auf Bei-
stand eines Verteidigers während des gesamten Strafverfahrens und somit auch 
während der Hauptverhandlung. §  137 Abs.  1 S.  1 StPO ist die grundlegende 
Norm des 11. Abschnitts der StPO (‚Verteidigung‘) und verankert das grundge-
setzlich garantierte Recht auf formelle Verteidigung auf einfachrechtlicher Ebe-
ne (vertiefend S. 91  ff.).16 Die Rechtsprechung leitet aus §  137 Abs.  1 S.  1 
StPO einige Rechte im Rahmen der Hauptverhandlung ab; so das Recht, sich in 
der Hauptverhandlung jederzeit mit dem Verteidiger beraten zu können und 
Entscheidungen nach Rücksprache zu treffen.17 Entsprechend muss auf Wunsch 
des Angeklagten oder des Verteidigers pausiert werden. Um auch in der laufen-
den Hauptverhandlung die Gelegenheit zur Besprechung zu ermöglichen, muss 
die Sitzordnung eine direkte und ungestörte Kommunikation zwischen dem An-
geklagten und dem Verteidiger zulassen.18 Die Wahrnehmung dieser Rechte 
setzt die Anwesenheit des Verteidigers in der Hauptverhandlung voraus.19 Und 
die tatsächliche Möglichkeit der Anwesenheit setzt einen Einfluss auf die Ter-
minierung der Hauptverhandlung voraus.20 Diese Einflussmöglichkeit ist zur 
wirksamen Umsetzung der Rechte aus §  137 Abs.  1 S.  1 StPO auch deshalb rele-
vant, weil §  137 Abs.  1 S.  1 StPO nicht nur den Beistand eines Verteidigers, son-
dern des gewählten Verteidigers des Vertrauens gewährt (vertiefend S. 157 ff.).21
Die Terminierung der Hauptverhandlung ist im sehr knapp gehaltenen §  213 

StPO geregelt:

„Der Termin zur Hauptverhandlung wird von dem Vorsitzenden des Gerichts anberaumt.“

Nach allgemeiner Ansicht umfasst §  213 StPO neben der Zuständigkeit des Vor-
sitzenden für die erstmalige Festsetzung des Termins (bzw. der Termine) der 
Hauptverhandlung auch die Ermächtigung zu Umterminierungen vor Beginn 
der Hauptverhandlung auf Antrag oder von Amts wegen.22 Da §  213 StPO die 

16  U. a. EGMR v. 19.12.1989 – 9783/82, Kaminski ./. Österreich EGMR-E 4, 450 (468); st. 
Rspr. des BGH u. a.: BGHSt 42, 15 (20 f.); vgl. auch SK-StPO/Wohlers §  137 Rn.  2 mwN.

17  BGHSt 18, 257 (260); NStZ 2005, 114; OLG Frankfurt/M StV 1991, 296; OLG Köln StV 
2010, 67.

18  OLG Köln NJW 1980, 302 (303); Sommer ZAP 1994, 101 (104).
19  MüKo-StPO/Thomas/Kämpfer §  137 Rn.  22.
20  Ferner SVR 2006, 390 (390); vgl. auch AK-StPO/Stern §  137 Rn.  17; AnwK-StPO/Kre-

keler/Werner §  137 Rn.  4; HK-GS/Schulz §  213 Rn.  3; HK-StPO/Julius §  137 Rn.  1; KK/Lauf-
hütte/Willnow §  137 Rn.  1; KK/Gmel §  213 Rn.  4b; Pfeiffer §  213 Rn.  2; SSW/Grube §  213 
Rn.  21.

21  BVerfGE 39, 156 (163); 63, 380 (390 f.); 64, 135 (149); 66, 313 (318 f.); 68, 237 (255); 110, 
226 (253 f.); NJW 1984, 862 (863); NJW 1993, 2301 (2301); ebenso BGHSt 42, 15 (20 f.) je-
weils mwN.

22  Graf/Ritscher §  213 Rn.  2; KK/Gmel §  213 Rn.  2; SSW/Grube §  213 Rn.  7, 27.
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Vorbereitung der Hauptverhandlung regelt, kann gegen diese Entscheidung 
nicht nach §  238 Abs.  2 StPO das Gericht angerufen werden.23 
Nach herrschender Ansicht steht dem Vorsitzenden nach §  213 StPO die ‚Ter-

minshoheit‘ zu, in deren Rahmen der Vorsitzende nach pflichtgemäßem Ermes-
sen unter Berücksichtigung des Beschleunigungsgebots, organisatorischer As-
pekte und der Interessen der Verfahrensbeteiligten den Terminstag, die Uhrzeit 
und den Ort festsetzt.24 Die Terminierung soll zweckmäßig sein, also einen 
möglichst reibungslosen, zügigen Verfahrensablauf ermöglichen, welcher die 
Beteiligten möglichst wenig belastet (vgl. Nr.  116 Abs.  3, 4, 5 RiStBV)25 und der 
Gesamtheit der bei dem Spruchkörper anhängigen Sachen gerecht werden.26 
Dass die Tätigkeit des Vorsitzenden nach §  213 StPO keine rein organisatori-

sche Tätigkeit ist, sondern erheblichen Einfluss auf die Verfahrensbelange hat, 
wird im Wortlaut der Vorschrift nicht deutlich.27 Im Gegensatz dazu wird in 
§  228 Abs.  2 StPO explizit auf den Zusammenhang zwischen dem Termin und 
Verteidigungsbelangen hingewiesen:

Eine Verhinderung des Verteidigers gibt, unbeschadet der Vorschrift des §  145, dem Ange-
klagten kein Recht, die Aussetzung der Verhandlung zu verlangen.

§  228 Abs.  1 StPO regelt die Entscheidungskompetenz über Unterbrechungen 
und Aussetzungen der laufenden Hauptverhandlung und im Falle der Unterbre-
chung auch über den Zeitpunkt der Fortsetzung. Über eine Aussetzung oder 
eine Unterbrechung entscheidet gemäß §  228 Abs.  1 S.  1 StPO das Gericht, bei 
Unterbrechungen von weniger als drei Wochen der Vorsitzende (§  228 Abs.  1 
StPO iVm §  229 StPO) –  wie bei §  213 StPO – nach pflichtgemäßem Ermessen 
unter Einbeziehung der Verfahrenslage und der legitimen Belange der Beteilig-
ten.28 Obwohl nach unbestrittener Ansicht bereits der erste Absatz dem Gericht 
bzw. dem Vorsitzenden die Ermessensentscheidung zuspricht – der Angeklagte 
demnach nur ein Recht auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung haben 

23  Löwe/Rosenberg/Jäger §  213 Rn.  18.
24  U. a. OLG Frankfurt/M NStZ-RR 1997, 177; StV 1997, 402 (403); OLG Dresden NJW 

2004, 3196 (3197); OLG Hamm NJW 2006, 2788 (2791); OLG Stuttgart Justiz 2006, 8; KMR/
Eschelbach §  213 Rn.  8, 12, 17 f.; Löwe/Rosenberg/Jäger §  213 Rn.  16 „Dispositionsfrei-
heit“; SK-StPO/Deiters §  213 Rn.  2 ff.; SSW/Grube §  213 Rn.  1 ff.; krit. Radtke/Hohmann/
Britz §  213 Rn.  1 f., 8.

25  KMR/Eschelbach §  213 Rn.  8; Kühne Rn.  632; zur Terminsstunde: Meyer-Goßner/
Schmitt §  213 Rn.  4.

26  Löwe/Rosenberg/Jäger §  213 Rn.  10 mwN.
27  Dazu krit. Radtke/Hohmann/Britz §  213 Rn.  1 f.
28  AK-StPO/Keller §  228 Rn.  2 f.; HK-StPO/Julius §  228 Rn.  3; SK-StPO/Deiters §  228 

Rn.  8, 15.
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kann  – stellt der zweite Absatz für den Fall des verhinderten nicht-notwendigen 
Verteidigers explizit fest, dass kein Anspruch auf Vertagung besteht.
Eine weitere Norm, die im Kontext des verhinderten Verteidigers Beachtung 

findet, ist §  265 Abs.  4 StPO. §  265 StPO bezieht sich ebenfalls auf die laufende 
Hauptverhandlung und regelt hauptsächlich Hinweispflichten des Gerichts, die 
ermöglichen sollen, dass sich die Verteidigung auf veränderte Umstände, die 
sich im laufenden Verfahren ergeben, einstellen kann. Der dritte Absatz enthält 
die Möglichkeit eines bindenden Antrags auf Unterbrechung oder Aussetzung, 
um der Verteidigung im Hinblick auf die geänderten Umstände eine ausreichen-
de Vorbereitung zu ermöglichen. Der vierte Absatz regelt ebenfalls die Möglich-
keit einer Aussetzung auf Antrag oder von Amts wegen – aber bezieht sich nicht 
auf eine veränderte Rechtslage, sondern eine veränderte Sachlage und erfasst 
daher Verfahrenssituationen, die jenseits des Regelungsbereichs der ersten Ab-
sätze liegen. Eine solche Verfahrenssituation kann nach allgemeiner Ansicht 
auch in einer ungenügenden Vorbereitung der Verteidigung oder dem Fehlen des 
Verteidigers liegen.29 Da die Unterbrechung eine Maßnahme ist, die die Durch-
führung und den Abschluss des Verfahrens weniger beeinträchtigt als eine Aus-
setzung, ist nach allgemeiner Ansicht auch eine Unterbrechung möglich.30 
Das Recht auf jederzeitigen Beistand eines Verteidigers des Vertrauens aus 

§  137 Abs.  1 S.  1 StPO steht mit den anderen genannten Normen in Konflikt. 
Über den Konflikt mit §  137 Abs.  1 S.  1 StPO hinaus ist auch das Zusammen-
spiel zwischen §  213, §  228 Abs.  2 und §  265 Abs.  4 StPO klärungsbedürftig.

II.  Verlauf der Arbeit

Ausgangspunkt dieser Arbeit ist die derzeitige Rechtspraxis. Daher wird im ers-
ten Teil des ersten Kapitels (A.) zunächst die veröffentlichte Rechtsprechung 
zum terminlichen Anwesenheitsrecht des Verteidigers in der Hauptverhandlung 
dargestellt (S. 11–62) und darin auch der Versuch unternommen, die Ter-
minierungspraxis der unteren Gerichte zu beleuchten (S. 55–60). An-
schließend erfolgt eine kritische Analyse der Rechtsprechung (B., S. 62–88), 
welche die Grundlage für die folgenden Kapitel darstellt.
Um von der derzeitigen Rechtsprechung zu einer sachgerechten Auslegung 

der Gesetzeslage de lata zu gelangen und möglicherweise nötige oder sinnvolle 

29  KMR/Stuckenberg §  265 Rn.  80 ff.; SK-StPO/Velten §  265 Rn.  63.
30  AK-StPO/Loos §  265 Rn.  45; AnwK-StPO/Martis §  265 Rn.  13; Graf/Eschelbach §  265 

Rn.  51; HK-StPO/Julius §  265 Rn.  19, 21; HK-GS/Brehmeier-Matz §  265 Rn.  6; Löwe/Rosen-
berg/Becker §  228 Rn.  25; Löwe/Rosenberg/Stuckenberg §  265 Rn.  112; Radtke/Hohmann 
§  265 Rn.  103; SK-StPO/Velten §  265 Rn.  63 f.; vgl. auch KMR/Stuckenberg §  265 Rn.  85; 
Meyer-Goßner/Schmitt §  265 Rn.  39.
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Änderungen der Rechtslage de ferenda herauszuarbeiten, müssen die Verfah-
rensgrundsätze und Interessen, welche von Terminierung und Terminverlegung 
betroffen sind – oder deren Betroffenheit zumindest behauptet wird  – genauer 
betrachtet werden. Das zweite Kapitel beschäftigt sich daher ausführlich mit 
dem Recht auf formelle Verteidigung. Um die Bedeutung der Anwesenheit des 
gewählten Verteidigers in der Hauptverhandlung zu erfassen, wird der Schwer-
punkt auf die Perspektive des Angeklagten gelegt (S. 102–136). Dass für die 
Bedeutung der Verteidiger-Anwesenheit vor allem die Perspektive des Ange-
klagten bedeutend ist, mag selbstverständlich erscheinen. Faktisch kommen in 
juristischer Literatur und Rechtsprechung jedoch fast ausschließlich Juristen zu 
Wort, weshalb die Angeklagten-Perspektive häufig außer Acht bleibt. Wie wich-
tig es zur Beurteilung von Verteidigungsrechten ist, sich die Situation aus der 
Perspektive eines Beschuldigten vor Augen zu führen, machen die Ausführun-
gen von Vargha deutlich, der 1879 schrieb:

„Wie sehr die auf Beschränkung der Vertheidigungsrechte gerichtete Tendenz zudem eine 
Verblendung ‚glücksgehärteter‘ Menschen sei, offenbart sich unzweifelhaft aus dem Um-
stande, dass auch Diejenigen, welche ihr am meisten huldigen, von dem Augenblicke an, als 
sie selbst oder ihnen nahestehende Personen das Unglück haben, mit einer Strafbehörde in 
Collision zu gerathen, alsbald ganz anderer Meinung werden und sich für die möglichste 
Erweiterung der Verteidigungsbefugnisse nicht weniger begeistern als der humanste Rechts-
philosoph (…).“31

Um die Legitimität der Einschränkung des jederzeitigen Beistandsrechts durch 
Terminsentscheidungen zu überprüfen, müssen zudem die einfach- und höher-
rechtliche Normierung des Beistandsrechts (S. 89–102), die Aufgaben der 
formellen Verteidigung in der Hauptverhandlung (S. 136–149) und das Recht 
auf die freie Wahl des Verteidigers (S. 157–163) einbezogen werden.
Im dritten Kapitel wird untersucht, ob dem Interesse an der Anwesenheit des 

Verteidigers vorbehaltlos entsprochen werden kann, oder ob dies andere Inter-
essen übermäßig beeinträchtigen würde. In der Literatur und Rechtsprechung 
werden als Verfahrensgrundsätze und Interessen der Allgemeinheit, welche mit 
dem Anwesenheitsinteresse kollidieren könnten, vor allem das Beschleuni-
gungsgebot (S. 165–189) und die (zügige) Durchführbarkeit von Strafverfah-
ren (S. 190–240) genannt. Im Kontext der Durchführbarkeit des Strafverfah-
rens ist auch die Belastung der Strafrechtspflege zu beachten. Des Weiteren soll 
die Gefahr des Missbrauchs einem Terminanspruch entgegenstehen 
(S. 241–253).
Von der im zweiten und dritten Kapitel erfolgten Analyse der Interessenlage 

ausgehend, werden im vierten Kapitel eine verfassungskonforme Auslegung de 

31  Vargha S.  284.



9II.  Verlauf der Arbeit

lege lata herausgearbeitet und Reformmöglichkeiten vorgeschlagen. Dazu wer-
den im ersten Teil des Kapitels zunächst die unterschiedlichen Verfahrenssitua-
tionen, die im Rahmen der behandelten Problematik auftreten können beschrie-
ben und es wird analysiert, welche Interessen jeweils in welcher Weise betroffen 
sind. Auf dieser Grundlage werden die Auslegungsmöglichkeiten und -grenzen 
der verschiedenen Normen erfasst und es wird geprüft, ob eine der Interessen-
lage entsprechende verfassungskonforme Auslegung der beteiligten Normen 
möglich ist. 
Der zweite Teil des vierten Kapitels beschäftigt sich mit möglichen Gesetzes

änderungen. Dazu wird zunächst dargelegt, inwiefern angesichts der zuvor er-
folgten Normauslegung Reformbedarf besteht (S. 296–299), um anschlie-
ßend Reformansätze zu analysieren, die sich der Rechtsprechung und Literatur 
entnehmen lassen (S. 299–311). Der daran anschließend erarbeitete Reform-
vorschlag orientiert sich wiederum an den unterschiedlichen Verfahrenslagen, 
in denen eine Verhinderung des Verteidigers eintreten kann und untergliedert 
sich dementsprechend in die Betrachtung des Terminierungsvorgangs 
(S. 312–315), des Rechts auf eine Verlegung vor Beginn der Hauptverhand-
lung (S. 315–325) und der Verhinderung während einer laufenden Hauptver-
handlung (S. 325–327).


